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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 R 94/12 B 
 
L 5 R 272/11 (Sächsisches LSG) 
S 11 R 1042/10 (SG Leipzig) 
 
 
 
…………………………., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r   

und den Richter K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 24. Januar 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im vorbezeichneten Urteil Prozesskostenhilfe zu bewilligen und 

Rechtsanwältin            M.           ,                       ,            E.            , beizuordnen, wird 

abgelehnt. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.1.2012 hat das Sächsische LSG einen Anspruch der Klägerin auf Gewährung 

von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel geltend gemacht. Für die 

Durchführung des Beschwerdeverfahrens hat die Klägerin die Bewilligung von Prozesskosten-

hilfe (PKH) unter Beiordnung von Rechtsanwältin M.      , E.     , beantragt.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht.  

 

1. Wenn die Klägerin geltend macht, das LSG habe "die Grenzen der freien richterlichen 

Beweiswürdigung verletzt", rügt sie einen Verstoß gegen § 128 Abs 1 S 1 SGG. Sie übersieht 

jedoch, dass auf eine Missachtung dieser Norm kein Verfahrensmangel gestützt werden kann 

(§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

2. Soweit die Klägerin Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

geltend macht, lässt sie die besonderen Anforderungen dieser Rüge unbeachtet. Denn nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann ein Verfahrensmangel "auf eine Verletzung des § 103 nur 

gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das Landessozialgericht 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist". Die Klägerin behauptet jedoch nicht, einen 

derartigen Beweisantrag im hier maßgeblichen Sinn der ZPO bis zum Schluss der mündlichen 

Verhandlung vor dem LSG durch einen entsprechenden Hinweis zu Protokoll aufrechterhalten 

zu haben. Dieses Erfordernis kann auch nicht mit der Rüge umgangen werden, das LSG habe 

Hinweispflichten aus § 106 Abs 1, § 112 Abs 2 S 1 SGG verletzt, weil es von Amts wegen nicht 

"auf die Stellung zweckdienlicher Anträge" hingewirkt habe (BSG SozR 1500 § 160 Nr 13; BSG 

Beschluss vom 28.5.1997 - 9 BV 144/96 - NZS 1997, 592; Keller in Meyer-Lade-

wig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, Vor § 60 RdNr 1h und Leitherer, aaO, § 160 RdNr 18c 

mwN). Denn solche Hinweispflichten, die auch nicht gestellten Beweisanträgen über den 

Umweg der §§ 106, 112 SGG zum Erfolg verhelfen könnten, existieren nicht (vgl Senatsbe-

schluss vom 5.5.2010 - B 5 R 26/10 B - Juris RdNr 10 und BSG Beschluss vom 24.7.2002 

- B 7 AL 228/01 B - Juris RdNr 6). Hält das Tatsachengericht eine Beweisaufnahme für notwen-

dig, so hat es keinen entsprechenden Beweisantrag herbeizuführen, sondern den Beweis von 

Amts wegen auch ohne Antrag zu erheben. Sieht es dagegen von der Beweiserhebung ab, so 

muss es nicht kompensatorisch auf einen Beweisantrag hinwirken und damit helfen, eine Nicht-

zulassungsbeschwerde vorzubereiten (BSG SozR 1500 § 160 Nr 13; Becker, SGb 2007, 328, 

331; Berchtold in ders/Richter, Prozesse in Sozialsachen, 2009, § 7 RdNr 132; Kras-

ney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 132). 

 

3. Zutreffend weist die Klägerin schließlich darauf hin, "dass das Gericht die Richtigkeit bestrit-

tener Tatsachen nicht ohne hinreichende Prüfung bejahen darf" (vgl jeweils für den 

Zivilprozess: BVerfGE 91, 176, 181; BVerfG Kammerbeschlüsse vom 28.12.1999 - 1 BvR 

2203/98 - DVBl 2000, 556 und vom 21.2.2001 - 2 BvR 140/00 - NJW 2001, 2531, 2532 sowie 

Nichtannahmebeschluss vom 27.2.2008 - 1 BvR 2588/06 - NJW 2008, 2170, 2171). Andernfalls 

verletzt es das allgemeine verfassungsrechtliche Prozessgrundrecht auf ein faires Verfahren 

(Art 2 Abs 1 iVm Art 20 Abs 3 GG) und auf einen wirkungsvollen Rechtsschutz. Insofern hätte 

die Klägerin aber im Einzelnen darlegen müssen, welche entscheidungserheblichen Tatsachen 

das LSG festgestellt hat, inwieweit die Richtigkeit dieser Tatumstände angegriffen (bestritten) 

worden ist und warum welche Erwägungen, die für die richterliche Tatsachenfeststellung leitend 

waren, unzureichend gewesen sein könnten. Entsprechende Angaben enthält die 

Beschwerdebegründung nicht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Da die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, kann der 

Klägerin für das Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren PKH unter Beiordnung von Rechtsan-

wältin M.     aus E.          nicht gewährt werden (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 S 1 ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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